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D
er Finanzierung militärischer 
Maßnahmen aus dem EU-Haus-
halt sind durch die geltenden Ver-
träge – eigentlich – enge Grenzen 
gesetzt. Zwar wird seit Jahren auf 

verschiedenste Weise versucht, hierfür Gelder 
loszueisen, aber bis vor kurzem war eine offene 
Verwendung von EU-Mitteln für militärische Be-
lange nahezu undenkbar. Es liegt auf der Hand, 
dass es ein lange gehegter Traum zahlreicher 
Politiker, Militärs und der Rüstungsindustrie ist, 
diesen »Missstand« zu beheben. Und als das 
erste große Einfallstor dürfte sich in diesem Zu-
sammenhang die Rüstungsforschung erweisen: 
Bislang stünde alles in der EU unter »zivilem 
Vorbehalt«, beklagte sich etwa das Handelsblatt 
vor über einem Jahr, geriet aber angesichts der 
jüngsten Aktivitäten im Forschungsbereich regel-
recht aus dem Häuschen. Sie seien ein »Meilen-
stein für Europas Verteidigungspolitik« und der 
»Anstoß für einen Zeitenwechsel«.1

Nachdem bislang mühsame Umwege über die 
Sicherheits- und Dual-use-Forschung genommen 
werden mussten, ist hier ein Pilotprojekt gemeint, 
das den Weg für einen Rüstungsforschungshaus-
halt ebnen soll. Ende Februar 2016 veröffentlichte 
die mit der weiteren Ausgestaltung des Vorhabens 
beauftragte »Group of Personalities« aus interes-
sierten Lobbyisten und Militärpolitikern ihren Ab-
schlussbericht, in dem bereits eine konkrete Sum-
me genannt wurde. Die eigentliche Tragweite der 
gegenwärtigen Vorhaben besteht jedoch darin, dass 
sie als Präzedenzfall gedacht sein dürften, um den 
zivilen Finanzierungsvorbehalt des EU-Haushalts 
generell in Frage zu stellen.

Verbot der Militärfinanzierung
Auf EU-Ebene ist ein komplexes Geflecht zur 
Finanzierung von Maßnahmen im Militärbe-
reich entstanden. Geschuldet ist dies dem Fi-
nanzierungsvorbehalt in Artikel 41, Absatz 2 des 
EU-Vertrages, in dem es heißt: »Die operativen 
Ausgaben im Zusammenhang mit der Durchfüh-
rung dieses Kapitels gehen ebenfalls zulasten des 
Haushalts der Union, mit Ausnahme der Ausga-
ben aufgrund von Maßnahmen mit militärischen 
oder verteidigungspolitischen Bezügen und von 
Fällen, in denen der Rat einstimmig etwas an-
deres beschließt.« Lange wurde dieser Passus 
mehrheitlich derart interpretiert, dass auf dieser 
Grundlage keine militärrelevanten Ausgaben aus 
dem EU-Haushalt bestritten werden dürfen.

Aus diesem Grund wurde eine beachtliche Krea-
tivität an den Tag gelegt, diesen Finanzierungsvor-
behalt auf die ein oder andere Weise zu umgehen, 

wie der folgende, keineswegs Vollständigkeit bean-
spruchende Überblick zeigt: Rund zehn Prozent der 
Kosten von EU-Militäreinsätzen werden über einen 
»Athena« genannten Schattenhaushalt finanziert, 
in den sämtliche Mitgliedsstaaten  – unabhängig 
davon, ob sie sich an einer bestimmten Operation 
beteiligen oder nicht – einzahlen. Auch ist es Usus, 
Militäreinsätze hin und wieder einfach als »zivil« 
zu deklarieren, weil sie so über den Budgettitel 
der »Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik« 
(GASP) finanziert werden können. Um besonders 
krasse Fälle  – auch was die Höhe der Beträge 
anbelangt  – handelt es sich bei den beiden EU-
Weltraumprojekten »Galileo« und »Copernicus«. 
Obwohl beide eindeutig auch militärischen Zwec-
ken dienen, werden sie vollständig aus dem EU-
Haushalt finanziert. Für »Galileo« sind im Finanz-
rahmen 2014 bis 2020 mehr als 7 Milliarden Euro 
eingestellt, »Copernicus« erhält knapp 4,3 Milliar-
den. Dreist ist auch, dass aus dem Topf für das ei-
gentlich zivile »African Peace Facility« Projekt seit 
2004 vor allem Mittel für den Aufbau afrikanischer 
Interventionstruppen und zur Finanzierung von Mi-
litäreinsätzen der Afrikanischen Union 1,9 Milliar-
den Euro entnommen worden sind. Dabei handelt 
es sich um Gelder, die aus dem »Europäischen 
Entwicklungsfonds« stammen, der insgesamt mit 
rund 25 Milliarden Euro dotiert ist.

So »erfolgreich« man damit war, sich ressort-
fremd zu bedienen, so mühsam ist dies doch aus 
Sicht derjenigen, die möglichst viel Geld in den 
Rüstungssektor pumpen wollen. Schließlich neigen 
andere Politikbereiche dazu, ihre Mittel in der Re-
gel für die eigenen Projekte verwenden zu wollen. 
Außerdem existiert doch eine gewisse Sensibili-
tät dafür, wenn Finanzen für militärische Belan-
ge regelrecht zweckentfremdet werden, was dem 

ganzen Prozedere gewisse Grenzen auferlegt. Ein 
offizieller EU-Militärhaushalt hätte also enorme 
»Vorteile«, zumal sich hierüber Gelder akquirieren 
ließen, die nicht mühsam national gegenüber einer 
diesbezüglich zumeist skeptischen Bevölkerung ge-
rechtfertigt werden müssten.

Offen bleibt, wie dieses Vorhaben mit dem oben 
beschriebenen Finanzierungsvorbehalt vereinbar 
ist – und genau diese Frage stellte die Linken-Ab-
geordnete Nicole Gohlke den Wissenschaftlichen 
Diensten des Bundestages (WD). Der Sachstand 
»Zur Zulässigkeit der Haushaltsfinanzierung von 
Forschung im GSVP-Kontext vor dem Hintergrund 
des Verbots des Art. 41 Abs. 2 EUV« gibt einen Ein-
blick, wie ein künftiger EU-Rüstungsforschungs-
haushalt als rechtskonform zurechtgebogen werden 
soll. Neben der reichlich abstrusen Behauptung, 
Rüstungsforschung sei dual-use und demzufolge 
ohnehin vom Finanzierungsvorbehalt nicht betrof-
fen, stützen sich die WD vor allem auf die Argu-
mentation, Artikel 41 (2) beziehe sich lediglich auf 
»operative« Maßnahmen. Daher sei hier Artikel 
179 des »Vertrags über die Arbeitsweise der Euro
päischen Union« anzuwenden, dem unter dem Titel 
XIX »Forschung, technologische Entwicklung und 
Raumfahrt« die Kompetenz für die EU-Forschung 
zukomme und für den der Vorbehalt nicht grei-
fe: »Bereits der Wortlaut ›operative Maßnahme‹ 
erfasst nach allgemeinem Sprachgebrauch schon 
nicht Forschungstätigkeiten.«2 Über die Frage, was 
alles unter einer »operativen Maßnahme« zu verste-
hen ist, lässt sich augenscheinlich mit den WD nicht 
streiten. Und auch die Antwort auf die Frage, wes-
halb der »allgemeine Sprachgebrauch« bis vor kur-
zem noch so interpretiert wurde, dass Artikel 41 (2) 
sämtliche militärrelevanten Ausgaben mit einbe-
zieht und verbietet, bleiben die WD leider schul-

dig. Die Querfinanzierung militärischer Forschung 
wird zwar schon länger praktiziert wird, aber nun 
soll die EU-Rüstungsforschung auf Grundlage die-
ser Argumentation künftig ganz andere Dimensio-
nen annehmen.

Verdeckte Rüstungsforschung
Mit dem 7. EU-Forschungsrahmenprogramm 
(7. FRP) von 2007 bis 2013 wurde erstmals ein ei-
gener Budgetstrang »Sicherheitsforschung« mit 
einem Umfang von 1,4 Milliarden Euro etabliert. 
Dahinter stand u.a. die Absicht, die Fähigkeiten 
für die interne Repression sowie für die Abschot-
tung der Außengrenzen zu »verbessern«. Ferner 
sollte der europäischen »Sicherheitsindustrie« 
bei der Eroberung dieses Wachstumsmarktes, 
dessen Volumen auf etwa 100 Milliarden Euro 
jährlich beziffert wird, unter die Arme gegriffen 
werden. Und schließlich bot das Sicherheitsfor-
schungsprogramm eine Möglichkeit, den leidi-
gen Finanzierungsvorbehalt zu umgehen: »›Si-
cherheit‹ ist ein politisch akzeptablerer Weg et-
was zu beschreiben, was früher traditionelle Ver-
teidigung war«, äußerte sich etwa Tim Robinson, 
der als damaliger Vizepräsident der Sicherheits-
abteilung des Luft- und Raumfahrtunternehmens 
Thales und Mitglied des »European Research 
Advisory Boards« (ESRAB) maßgeblich an der 
Ausarbeitung des Sicherheitsforschungspro-
gramms beteiligt war.3

Um die Ausgestaltung des 7. FRP zu konkreti-
sieren und erste Projekte auf den Weg zu bringen, 
wurde neben einer »Group of Personalities« u.a. 
besagtes ESRAB einberufen. Geradezu typisch war 
dabei sowohl die Zusammensetzung des 65köpfi-
gen ESRAB-Direktoriums als auch seiner 660 Be-
rater: Beide Gruppen  bestanden etwa je zur Hälfte 
aus Industrievertretern (vorrangig von Rüstungs-
unternehmen) und aus Repräsentanten staatlicher 
Sicherheitsorgane. Weit und breit waren keine Ver-
treter der Bürgerrechts- oder der Friedensbewegung 
oder wenigstens der ein oder andere Datenschutz-
beauftragte zu finden. Überraschend ist es deshalb 
also nicht, dass vor allem die großen Rüstungsun-
ternehmen hiervon profitiert haben. So kam eine er-
ste Analyse von 91 Projekten des 7. FRP im Umfang 
von knapp 500 Millionen Euro des »Policy Depart-
ment Citizens› Rights and Constitutional Affairs« 
der EU-Kommission zu dem Ergebnis, dass 57 
Prozent der Gelder an Rüstungskonzerne gegangen 
waren: »Es sind hauptsächlich die großen Vertei-
digungsunternehmen, dieselben, die an der Ausar-
beitung des EU-Sicherheitsforschungsprogramms 
beteiligt waren, die die wesentlichen Profiteure der 
Sicherheitsforschung des 7. FRP sind.«4
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Für das aktuell laufende 8. FRP namens »Ho-
rizon 2020« sind insgesamt 77 Milliarden Euro 
vorgesehen. Für Sicherheitsforschung sind ge-
schätzt zwei Milliarden Euro eingeplant, die sich 
allerdings auf mehrere Budgetstränge verteilen, 
der Löwenanteil davon findet sich im Topf »Si-
chere Gesellschaften«, der für den Zeitraum zwi-
schen 2014 und 2020 mit 1,65 Milliarden Euro 
gefüllt ist. Ein Erfolg war, dass es trotz diverser 
Versuche gelang, den zivilen Finanzierungsvor-
behalt auch in »Horizon 2020« wenigstens auf 
dem Papier zu erhalten. In der entsprechenden 
Verordnung vom 11. Dezember 2013 heißt es: 
»Die im Rahmen von ›Horizont 2020‹ durchge-
führten Forschungs- und Innovationstätigkeiten 
sind ausschließlich auf zivile Anwendungen aus-
gerichtet.«5

Allerdings steht dieser Satz in eklatantem 
Widerspruch zum »Horizon 2020«-Dokument 
der Kommission, wenn es darin über den Bud-
getstrang »Sichere Gesellschaften« etwa heißt: 
»Die Tätigkeiten folgen einem auftragsorien-
tierten Konzept und tragen der entsprechenden 
gesellschaftlichen Dimension Rechnung. Sie un-
terstützen die Unionsstrategien für die interne 
und externe Sicherheit und die Verteidigung«. 
Und weiter wird dort im selben Kapitel gefordert: 
»Bei den Tätigkeiten in allen Gegenstandsberei-
chen werden auch Integration und Interopera-
bilität der Systeme und Dienste behandelt […]. 
Hierfür müssen bei Aufgaben wie Katastrophen-
schutz, humanitäre Hilfe, Grenzschutz oder Frie-
densmissionen auch zivile und militärische Kom-
petenzen vereint werden.«6

Besonders wird im Zusammenhang von Hori-
zon 2020 der »Nutzen« von Dual-use-Forschung 
betont. So werden die Kernaussagen von Slawomir 
Tokarski von der Generaldirektion Handel und In-
dustrie bei einer Anhörung des Unterausschusses 
Sicherheit und Verteidigung des Europäischen 
Parlamentes am 13. Oktober 2014 folgendermaßen 
beschrieben: »Der Großteil der zivilen und militä-
rischen technologischen Forschung entstammt zu 
60 bis 70 Prozent derselben Basis, argumentierte 
er. Er räumte ein, dass »Horizon 2020« nur zivi-
le Projekte finanziert, aber er erklärte, dass die 
Kommission eine Reihe von Dual-use-Projekten 
ins Blickfeld der Industrie rücken könnte.«7 An-
dererseits bemängelte u. a. eine Studie der Gene-
raldirektion Außenbeziehungen des Rates schon 
im Sommer 2013, dass sich viele der relevantesten 
Teile des militärischen Forschungsbedarfs nicht 
über dual-use abdecken ließen, weshalb Hand-
lungsbedarf bestehe.8

Ein wichtiger Schritt in diese Richtung waren 
die Schlussfolgerungen des Europäischen Rates 

im Dezember 2013, in denen nicht nur verlangt 
wurde, »Horizon 2020« für militärische Zwecke 
»besser« nutzbar zu machen. Der Dammbruch 
war die erstmalige explizite Forderung nach einer 
»vorbereitenden Maßnahme«, mit der ein künf-
tiger Rüstungsforschungshaushalt auf den Weg 
gebracht werden soll.

Ein entscheidender Schritt
Das Ziel eines eigenständigen Rüstungsfor-
schungsetats bestätigt die Kommission in ihrem 
Bericht »Ein New Deal für die europäische Ver-
teidigung« vom Juni 2014: »Mit einer vorberei-
tenden Maßnahme soll aufgezeigt werden, wel-
chen Mehrwert ein Beitrag der EU, der die zivile 
Forschung ergänzt, die derzeit im GSVP-Kontext 
im Rahmen von Horizont 2020 betrieben wird, 
in neuen Forschungsbereichen bringt. […] Diese 
vorbereitende Maßnahme könnte, falls sie ein 
Erfolg wird, die Voraussetzungen dafür schaf-
fen, dass ein Themenbereich für Forschung im 
GSVP-Kontext eingerichtet wird, der im Rahmen 
des nächsten mehrjährigen Finanzrahmens finan-
ziert werden könnte.«9

Auf Initiative des CDU-MdEP Michael Gahler 
ist dem Vorhaben, das 2017 beginnen soll, ein 
Pilotprojekt vorgeschaltet, das vom Europäischen 
Parlament und dem Rat im Dezember 2014 be-
willigt wurde. Über die Signalwirkung dieser Ent-
scheidung war u.a. der »Bundesverband der Deut-
schen Sicherheits- und Verteidigungsindustrie« 
hocherfreut: »Mit diesem Pilotprojekt wird vom 
Europäischen Parlament vor allem das politische 
Zeichen gesetzt, EU geförderte Verteidigungsfor-
schung etablieren zu wollen. Im Erfolgsfall wäre es 
das erste Mal, dass Geld aus dem EU-Haushalt in 
den Verteidigungssektor fließt.«10

Im März 2015 berief Industriekommissarin 
Elżbieta Bieńkowska dann eine »Group of Perso-
nalities« (GoP), die Vorschläge für die vorbereiten-
de Maßnahme erarbeiten sollte. Wie zu erwarten 
war, setzt sich die 16köpfige Gruppe knapp zur 
Hälfte aus Vertretern der großen Rüstungsunter-
nehmen zusammen. Hinzu kommen interessierte 
Forschungsinstitutionen wie die Frauenhofer-Ge-
sellschaft und diverse rüstungsnahe Politiker wie 
der bereits erwähnte Michael Gahler. Diese illustre 
Gesellschaft veröffentlichte schließlich Ende Fe-
bruar 2016 ihre Wünsche zur Ausgestaltung der 
künftigen EU-Rüstungsforschung.11

Die GoP begründet ihre Vorschläge damit, um-
fangreiche rüstungstechnologische Kapazitäten 
seien notwendig, um als weltpolitischer Akteur 
ersten Ranges agieren zu können: »Die Europä-
ische Union ist ein globaler Akteur mit globalen 

Interessen und Verantwortlichkeiten. Aber um ein 
effektiver Akteur zu sein, sind Kapazitäten in kriti-
schen militärischen Bereichen und ein angemesse-
nes Maß an strategischer Autonomie, Handlungs-
freiheit und Versorgungssicherheit erforderlich.« 
Der Wunsch nach »strategischer Autonomie« zieht 
sich wie ein roter Faden durch das Dokument, er 
taucht nicht weniger als 24mal auf. Dahinter ver-
birgt sich die Sorge, dass ohne massive Unterstüt-
zung auf den Exportmärkten eine – machtpolitisch 
aber zwingend notwendige  – eigenständige EU-
Rüstungsindustrie dem Untergang geweiht wäre: 
»Die Steigerung der Exporte trägt wesentlich dazu 
bei, die kritische Masse europäischer Rüstungsun-
ternehmen zu erhalten. […] Ohne Exporte würden 
viele EU-Unternehmen aktuell aufgrund der tiefen 
Einschnitte in den nationalen Rüstungsausgaben 
ums Überleben kämpfen.«

Was die angeblich »tiefen Einschnitte« zu Un-
gunsten der Waffenhersteller anbelangt, wird hier 
zwar reichlich übertrieben, dass die EU-Rüstungs-
industrie ohne Exporte nicht überlebensfähig wä-
re, trifft allerdings zu. Deshalb argumentiert man 
nun im GoP-Bericht, die EU-Firmen hätten auf-
grund der vergleichsweise geringen nationalen For-
schungsausgaben gegenüber der Konkurrenz einen 
»kompetitiven Wettbewerbsnachteil«, der ihre Ex-
portaussichten behindere. Weiter wird bemängelt, 
es sei nicht gelungen, wie beabsichtigt, über die 
Dual-use-Forschung in »Horizon 2020« substan-
tiell Gelder in den Rüstungsbereich umzuleiten, 
weshalb der Bedarf nach einem entsprechenden 
EU-Etat auf der Hand liege.

Während das Budget des Pilotprojektes mit 
1,5 Millionen Euro noch relativ überschaubar aus-
fällt, plädieren die GoP-Mitglieder bei der vorbe-
reitenden Maßnahme für einen Haushalt von 75 
bis 100 Millionen Euro. Und auch was das künftige 
Rüstungsforschungsprogramm anbelangt, wird ei-
ne konkrete Hausnummer genannt. In den näch-
sten EU-Haushalt von 2021 bis 2027 sollen hierfür 
mindestens 3,5 Milliarden Euro eingestellt werden. 
Dabei sollen Forschungsprojekte zu 100 Prozent 
finanziert werden, bei »Horizon 2020« sind es der-
zeit durchschnittlich 70 Prozent. Ferner solle das 
vorrangige Ziel darin bestehen, zur Schließung der 
im »Capability Development Plan« identifizierten 
militärischen Fähigkeitslücken beizutragen – soviel 
im Übrigen zum vermeintlichen Dual-use-Charak-
ter der Forschungsprojekte. Selbstredend dürfe die 
Einrichtung eines EU-Rüstungsforschungshaushal-
tes aber »die Mitgliedsländer nicht dazu verlei-
ten, ihre nationalen Verteidigungsausgaben weiter 
zu reduzieren«, das Programm solle im Gegenteil 
»komplementär und supplementär« zu ihnen sein.

Schließlich bieten sich die GoP-Mitglieder 

abschließend gleich noch als künftige Berater an 
und schlagen vor, aus ihrer Gruppe ein »European 
Defence Advisory Board« (EDAB) zu machen: 
»Dieses Beratungsgremium hätte den Auftrag, […] 
strategische Beratung über die Prinzipien, Struktu-
ren und Modalitäten des europäischen Rüstungsfor-
schungsprogrammes anzubieten und Einfluss auf 
seine Forschungsagenda zu nehmen.«

Aktuell ist wenig Widerstand gegen die Eta-
blierung eines Rüstungsforschungshaushaltes er-
kennbar – dies ist umso problematischer, weil nicht 
davon auszugehen ist, dass dies dann der einzige 
Militärbereich bleiben wird, für den künftig der 
EU-Etat herangezogen wird. Die Bundesregierung 
steht beispielsweise schon in den Startlöchern und 
argumentiert, auch ein derzeit geplantes »EU-Er-
tüchtigungsinstrument« zur Ausbildung und Auf-
rüstung »befreundeter« Armeen würde nicht unter 
den Finanzierungsvorbehalt fallen. Damit wäre 
dann der hemmungslosen Verwendung von EU-
Geldern für die Umsetzung der Militärpolitik Tür 
und Tor geöffnet.
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